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Bericht und Antrag 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU betr. Erhaitung der Pressevielfalt 
Drucksache 7/2633 - 


A. Problem 

Die Pressevielfalt ist rückläufig; bei den Zeitungen mit regio- 
naler Bedeutung ist es zunehmend dazu gekommen, daß in ein- 
zelnen Regionen nur noch eine Zeitung erscheint. Dieser Ent- 
wicklung soll Einhalt geboten werden. 


B. Lösung 

Der Ausschuß sieht in dem Antrag, der hinsichtlich der Umsatz- 
steuervergünstigung unter Bezugnahme auf den vom Bundesrat 
beschlossenen Entwurf eines Gesetzes über die Gewährung 
einer Umsatzsteuerkürzung für Presseunternehmen — Bundes- 
ratsdrucksache 132/76 — konkretisiert worden ist, keine Lösung 
des Problems, weil eine allen Presseunternehmen gewährte 
Vergünstigung die Konkurrenzsituation zwischen den Unter- 
nehmen nicht positiv beeinflussen würde. Er lehnt daher den 
Antrag ab. 

Mehrheitsbeschluß. 


C. Alternative 

Der von der Bundesregierung als Alternative vorgeschlagene 
Entwurf eines Gesetzes über eine Pressestiftung ist noch in der 
Diskussion mit den Verbänden. 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Halfmeier 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU — Druck- 
sache 7/2633 — wurde in der 126. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 18. Oktober 1974 an den 
Finanzausschuß federführend, sowie an den Innen- 
ausschuß, den Ausschuß für Wirtschaft und den Aus- 
sdiuß für Verkehr und für das Post- und Fernmelde- 
wesen mitberatend sowie an den Haushaltsausschuß 
gemäß § 96 GO überwiesen. Der Ausschuß für Ver- 
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen hat sich 
lediglich mit den die Bundespost betreffenden Tei- 
len des Antrags (Nummern 2 und 3) befaßt und am 
29. Januar 1975 deren Ablehnung empfohlen. Der 
Innenausschuß hat am 19. Februar 1975 empfohlen, 
die Beratung auszusetzen und die Bundesregierung 
aufzufordern, sobald als möglich über die von einem 
Staatssekretärausschuß beratenen Hilfsmaßnahmen 
für wirtschaftlich in Not geratene Zeitungs- und Zeit- 
schriftenverlage zu berichten. Der Ausschuß für 
Wirtschaft hat in Stellungnahmen vom 23. April 
1975, 2. Oktober 1975 und 28. Januar 1976 um Ver- 
tagung gebeten und auf die Ankündigung eines Ent- 
wurfs eines Gesetzes über eine Pressestiftung durch 
die Bundesregierung verwiesen. Der Finanzausschuß 
hat über die Vorlage am 29. Januar 1975, 9. April 
1975 und am 23. Juni 1976 beraten. Im Finanzaus- 
schuß hat die antragstellende Fraktion der CDU/ 
CSU die Vorlage in der Weise ergänzt, daß sie zur 
Präzisierung der Nummer 1 des Antrags den vom 
Bundesrat besdilossenen Entwurf eines Gesetzes 
über Gewährung einer Umsatzsteuerverkürzung — 
Bundesratsdrucksache 132/76 — übernommen hat. 

Der Schwerpunkt der Vorlage ist eine zeitweilige 
Umsatzsteuerkürzung für Presseunternehmen. Die- 
ses Problem war für den Finanzausschuß nicht neu. 
Bereits auf Grund einer älteren Initiative des Bun- 
desrates — Drucksache 7/2467 — hatte er sich mit 
der Problematik einer umsatzsteuerlichen Lösung 
vertraut gemadit und dem Plenum des Deutschen 
Bundestages berichtet (Drucksache 7/3308). Der Aus- 
schuß hat die damalige Vorlage, die eine Umsatz- 
steuerbefreiung für die Lieferung von Tageszeitun- 
gen ohne Rücksicht auf die Höhe derartiger Umsätze 
beim einzelnen Unternehmen vorsah, abgelehnt, weil 

— durch die vorgesdilagene Maßnahme eine stär- 
kere Begünstigung der kleinen und mittleren Be- 
triebe nicht erreicht werden könne, 

— die Steuerbefreiung auch Verlage begünstige, die 
einer Hilfe nicht bedürfen, 

— die vorgeschlagene Steuerbefreiung mit Vor- 
steuerabzug im Widerspruch zu den EG-Vor- 
schriften über die Harmonisierung der Umsatz- 
steuer stehe, 

— die vorgeschlagene Regelung als Präzedenzfall 
für andere Bereiche betrachtet werden könnte. 

Bonn, den 24. Juni 1976 


Der nunmehr zur Entsdieidung anstehende Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU in Verbindung mit dem 
aufgegriffenen Gesetzentwurf des Bundesrates — 
Bundesratsdrucksache 132/76 — sieht an Stelle einer 
Steuerbefreiung einen Kürzungsanspruch um 5,5 v. H. 
vor und ist auf 100 000 Exemplare der jeweiligen 
Tageszeitung begrenzt. 

Nach Auffassung der Mehrheit des Ausschusses be- 
stehen auch gegen den modifizierten Vorschlag die 
früher geltend gemachten Bedenken weitgehend 
fort. Insbesondere vermag nach Auffassung der 
Mehrheit auch der neue Vorschlag nicht zu bewir- 
ken, daß die Konkurrenzsituation zwischen den Zei- 
tungsverlagen zugunsten der wirtschaftlidi schwa- 
chen Verlage positiv beeinflußt wird und daß der 
Verzicht auf Steuereinnahmen nur denen zugute 
kommt, die dieser Hilfe bedürfen. Wegen dieser 
Mängel hat die Bundesregierung, die wie auch die 
Koalitionsfraktionen die Zielsetzung der Erhaltung 
der Pressevielfalt mit den Antragstellern teilt, nach 
einem anderen Weg gesucht. Die Bundesregierung 
hat als Dauerlösung eine Pressestiftung vorgeschla- 
gen, die bei der Verteilung der aufkommenden Gel- 
der freier wäre, als dies im Rahmen einer durch den 
Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung von 
vornherein eingeengten steuerlichen Lösung möglida 
wäre und die insbesondere die Hilfe gezielt an die 
im Sinne der Zielsetzung Bedürftigen geben könnte, 
über weitere Einzelheiten einer solchen Alternative 
hat die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag 
anläßlich der zweiten Beratung der vorangegange- 
nen Bundesratsinitiative unterrichtet (Stenograph. 
Protokoll der 170. Sitzung, Seiten 11 965 ff.). Ein ent- 
sprechender Vorschlag für einen Gesetzentwurf über 
eine Pressestiftung befindet sich zusammen mit 
anderen medienpolitischen Überlegungen noch in der 
Diskussion, wobei die Erwartung einer Beteiligung 
der Zeitungsverleger an der finanziellen Ausstattung 
der Stiftung im Vordergrund steht. Bei diesem Sach- 
stand sieht es die Mehrheit des Ausschusses für ver- 
fehlt an, eine Selbstbindung des Parlaments an ein 
offenbar mit erheblichen Mängeln behaftetes Pro- 
gramm, wie es von der Fraktion der CDU/CSU vor- 
geschlagen wird, vorzunehmen. Sie hat deshalb den 
Antrag ab gelehnt. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat demgegenüber auf 
die Eilbedürftigkeit von Hilfsmaßnahmen hingewie- 
sen und sieht in ihrem Antrag ein kurzfristig reali- 
sierbares Instrument, um der negativen Entwicklung 
bei den Tageszeitungen Einhalt zu gebieten. 

Namens des Ausschusses bittet der Berichterstatter, 
die Vorlage abzulehnen. 


Halfmeier 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle besdiließen, 

die Vorlage — Drucksadle 7/2633 — abzulehnen. 


Bonn, den 24. Juni 1976 


Der Finanzausschuß 

Frau Funcke Halfmeier 

Vorsitzende Berichterstatter 
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